
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 21.05.2026

Untreuevorwürfe im Zusammenhang mit Zuschlagszahlungen beim städtischen 
Bestattungsdienst Augsburg – Ermittlungsaufwand, Verfahrensausgang und 
Verantwortungsstrukturen

Die Augsburger Allgemeine berichtete am 19. Mai 2026 über ein Verfahren vor dem 
Amtsgericht Augsburg wegen des Vorwurfs der Untreue im Zusammenhang mit dem 
städtischen Bestattungsdienst Augsburg. Gegenstand des Verfahrens waren demnach 
Zuschlagszahlungen an Fahrer von Leichenwagen in Höhe von rund 160.000 Euro, die 
zwischen 2019 und 2021 ohne ausreichende rechtliche Grundlage ausbezahlt worden 
sein sollen. Das Verfahren gegen drei städtische Mitarbeiter endete laut Bericht mit 
Freispruch. In der Verhandlung sei Kritik an der übergeordneten Führungs- und Ent-
scheidungsstruktur innerhalb der Stadtverwaltung Augsburg geäußert worden. Das 
Gericht habe insbesondere auf Kommunikationsprobleme zwischen Referaten und 
nachgeordneten Ämtern hingewiesen; auch die Staatsanwaltschaft habe am Ende 
Freispruch beantragt.

Von besonderem öffentlichen Interesse ist daher, welche Ermittlungsmaßnahmen 
im Vorfeld des Verfahrens durchgeführt wurden, welcher personelle und finanzielle 
Aufwand bei Polizei, Staatsanwaltschaft und Justiz entstand, wie hoch die im Raum 
stehende Schadenssumme war, welche Durchsuchungen und Beschlagnahmen er-
folgten und ob die Ermittlungen auch mögliche Verantwortlichkeiten höherer Ver-
waltungsebenen oder politischer Leitungsebenen erfassten. Für alle Beteiligten gilt 
die Unschuldsvermutung.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Gegenstand des Verfahrens und im Raum stehende Schadenssumme  �   4

1.1	 Welche konkrete Schadenssumme bzw. welcher finanzielle Umfang 
stand im Ermittlungs- und Strafverfahren wegen des Verdachts der 
Untreue im Zusammenhang mit Zuschlagszahlungen beim städtischen 
Bestattungsdienst Augsburg im Raum?  �   4

1.2	 Auf welchen Zeitraum, welche Zahlungsarten und welche Empfänger-
gruppen bezogen sich die im Verfahren gegenständlichen Zuschlags-
zahlungen?  �   4

1.3	 Welche rechtliche oder tarifliche Grundlage wurde nach Kenntnis der 
Staatsregierung für die Zuschlagszahlungen jeweils geprüft?  �   4

2.		 Ermittlungsverfahren und Verfahrensausgang  �   4
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2.1	 Wann wurde das Ermittlungsverfahren eingeleitet (bitte auch angeben, 
durch welche Stelle die Anzeige bzw. Mitteilung erfolgt ist und wegen 
welcher Straftatbestände ermittelt wurde)?  �   4

2.2	 Gegen wie viele Personen wurde im Zusammenhang mit den Zu-
schlagszahlungen beim städtischen Bestattungsdienst Augsburg er-
mittelt, angeklagt oder das Verfahren eingestellt?  �   4

2.3	 Wie lautet der jeweilige Verfahrensausgang, insbesondere hinsichtlich 
Einstellung, Anklageerhebung, Hauptverhandlung, Freispruch oder 
sonstiger gerichtlicher Entscheidung?  �   5

3.		 Polizeilicher und staatsanwaltschaftlicher Einsatzaufwand  �   5

3.1	 Wie viele Polizeibeamte, Staatsanwälte bzw. sonstige Beschäftigte 
waren mit dem Ermittlungsverfahren im Zusammenhang mit dem städ-
tischen Bestattungsdienst Augsburg befasst?  �   5

3.2	 Wie viele Arbeitsstunden bzw. Personentage entstanden bei Polizei, 
Staatsanwaltschaft und sonstigen beteiligten Behörden im Zusammen-
hang mit Ermittlungen, Auswertungen und Vorbereitung der Haupt-
verhandlung?  �   5

3.3	 Welche Personal-, Sach- und Verfahrenskosten entstanden dem Frei-
staat Bayern durch Ermittlungen, Anklageerhebung, Hauptverhandlung 
und sonstige Verfahrensschritte?  �   5

4.		 Durchsuchungen, Beschlagnahmen und Beweissicherung  �   6

4.1	 Wie viele Wohnungs-, Büro-, Dienststellen-, Akten-, Datenträger- oder 
sonstige Durchsuchungen wurden im Zusammenhang mit dem Ver-
fahren angeordnet oder durchgeführt?  �   6

4.2	 Welche Akten, Unterlagen, Datenträger, E-Mails, Zahlungsunterlagen, 
Dienstanweisungen, Protokolle oder sonstigen Beweismittel wurden 
sichergestellt oder beschlagnahmt?  �   6

4.3	 In wie vielen Fällen wurden elektronische Kommunikationsdaten, E-
Mail-Verläufe, interne Vermerke oder sonstige digitale Unterlagen 
ausgewertet?  �   6

5.		 Verwaltungsinterne Kenntnis und Verantwortungsstrukturen  �   6

5.1	 Welche Erkenntnisse lagen den Ermittlungsbehörden darüber vor, seit 
wann welche Dienststellen, Amtsleitungen, Referate oder sonstigen 
Führungsebenen der Stadt Augsburg Kenntnis von den streitgegen-
ständlichen Zuschlagszahlungen hatten?  �   6

5.2	 Inwiefern wurde im Ermittlungsverfahren geprüft, ob die streitgegen-
ständlichen Zahlungen mit Wissen, Billigung oder Duldung über-
geordneter städtischer Stellen erfolgten?  �   6

5.3	 Inwiefern wurden mögliche Verantwortlichkeiten von Amtsleitungen, 
Referatsleitungen oder sonstigen Vorgesetzten im Zusammenhang 
mit Anweisung, Duldung, Fortführung oder fehlender Unterbindung 
der Zuschlagszahlungen geprüft?  �   7
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6.		 Rolle früherer Prüfungen und Kontrollhinweise  �   7

6.1	 Welche Rolle spielte nach Kenntnis der Staatsregierung die turnus-
gemäße Prüfung durch den Bayerischen Kommunalen Prüfungsver-
band im Jahr 2018 für die Einleitung oder Bewertung des späteren 
Ermittlungsverfahrens?  �   7

6.2	 Welche weiteren Prüfberichte, internen Kontrollhinweise, Revisions-
berichte, Haushaltsunterlagen oder sonstigen Dokumente wurden im 
Ermittlungsverfahren beigezogen?  �   7

6.3	 Inwiefern wurde geprüft, ob nach Hinweisen auf fehlende oder un-
zureichende Rechtsgrundlagen für die Zuschlagszahlungen aus-
reichende verwaltungsinterne Maßnahmen zur Klärung, Änderung 
oder Beendigung der Zahlungen ergriffen wurden?  �   7

7.		  Verhältnismäßigkeit, Belastung der Beschuldigten und gerichtliche 
Kritik  �   7

7.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, welche 
Belastungen für die Beschuldigten durch Ermittlungsverfahren, An-
klageerhebung und Hauptverhandlung entstanden sind?  �   7

7.2	 Wie bewertet die Staatsregierung den Umstand, dass nach Medien-
berichten am Ende auch die Staatsanwaltschaft Freispruch beantragte, 
nachdem zuvor Anklage erhoben worden war?  �   7

7.3	 Welche Konsequenzen zieht die Staatsregierung aus gerichtlicher 
oder verfahrensbezogener Kritik daran, dass möglicherweise nach-
geordnete Mitarbeiter strafrechtlich verfolgt wurden, obwohl Verant-
wortungs- und Entscheidungsfragen auf übergeordneten Verwaltungs-
ebenen lagen?  �   8

8.		 Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich zu ähnlichen Verfahren 
gegen Stadtverwaltungen  �   8

8.1	 In wie vielen vergleichbaren Ermittlungs- oder Strafverfahren wegen 
Untreue, Haushaltsuntreue, Vorteilsgewährung, fehlerhafter Zahlun-
gen, unzulässiger Zulagen oder sonstiger Vermögensdelikte im Zu-
sammenhang mit Stadtverwaltungen oder kommunalen Betrieben war 
die Staatsanwaltschaft Augsburg seit dem Jahr 2000 zuständig?  �   8

8.2	 Wie viele dieser vergleichbaren Verfahren der Staatsanwaltschaft 
Augsburg führten jeweils zu Einstellungen, Strafbefehlen, Anklagen, 
Hauptverhandlungen, Verurteilungen oder Freisprüchen?  �   8

8.3	 Wie stellt sich der Einsatz von Durchsuchungen, Beschlagnahmen, 
Datenträgerauswertungen, Anklageerhebungen und Freispruchsan-
trägen durch die Staatsanwaltschaft Augsburg im vorliegenden Ver-
fahren zum städtischen Bestattungsdienst Augsburg im Vergleich zu 
den in Frage 8.1 erfassten vergleichbaren Verfahren dar?  �   8

Hinweise des Landtagsamts  �   10
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz im Einvernehmen mit dem Staatsministe-
rium des Innern, für Sport und Integration, soweit dessen Geschäftsbereich 
betroffen ist 
vom 11.07.2026

1.		 Gegenstand des Verfahrens und im Raum stehende Schadenssumme

1.1	 Welche konkrete Schadenssumme bzw. welcher finanzielle Umfang 
stand im Ermittlungs- und Strafverfahren wegen des Verdachts der 
Untreue im Zusammenhang mit Zuschlagszahlungen beim städti-
schen Bestattungsdienst Augsburg im Raum?

1.2	 Auf welchen Zeitraum, welche Zahlungsarten und welche Empfänger-
gruppen bezogen sich die im Verfahren gegenständlichen Zuschlags-
zahlungen?

1.3	 Welche rechtliche oder tarifliche Grundlage wurde nach Kenntnis 
der Staatsregierung für die Zuschlagszahlungen jeweils geprüft?

Die Fragen 1.1 bis 1.3 werden zusammen beantwortet.

Das Ermittlungsverfahren hatte den Zeitraum von Dezember 2018 bis Oktober 2021 
zum Gegenstand. In diesem Zeitraum sollen Erschwerniszuschläge an Fahrer des 
Bestattungsdienstes der Stadt Augsburg ausgezahlt worden sein, ohne dass diese 
die Zusatztätigkeit, die den Erschwerniszuschlag auslöst, erbrachten. Hierzu wurde 
ein Schaden von 175.000 Euro errechnet. Gegenstand der Anklage war der Zeitraum 
von Oktober 2019 bis Oktober 2021 (Schadenshöhe rund 165.000 Euro). Hinsichtlich 
etwaiger Überzahlungen vor Oktober 2019 war Verfolgungsverjährung eingetreten.

Die Zahlung der Erschwerniszuschläge beruht grundsätzlich auf der örtlichen tariflichen 
Zusatzvereinbarung über die Gewährung von Erschwerniszuschlägen an die unter 
den Bundesmanteltarifvertrag für Arbeiter gemeindlicher Verwaltungen und Betriebe 
(BMT-G II) fallenden Arbeiter sowie dem dazugehörigen Zuschlagsplan der Stadt Augs-
burg. Abgerechnet wurden vorliegend die Ziffern E14 und E22a des Zuschlagsplans.

2.		 Ermittlungsverfahren und Verfahrensausgang

2.1	 Wann wurde das Ermittlungsverfahren eingeleitet (bitte auch an-
geben, durch welche Stelle die Anzeige bzw. Mitteilung erfolgt ist 
und wegen welcher Straftatbestände ermittelt wurde)?

2.2	 Gegen wie viele Personen wurde im Zusammenhang mit den Zu-
schlagszahlungen beim städtischen Bestattungsdienst Augsburg 
ermittelt, angeklagt oder das Verfahren eingestellt?
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2.3	 Wie lautet der jeweilige Verfahrensausgang, insbesondere hinsicht-
lich Einstellung, Anklageerhebung, Hauptverhandlung, Freispruch 
oder sonstiger gerichtlicher Entscheidung?

Die Fragen zu 2.1 bis 2.3 werden zusammen beantwortet.

Mit Schreiben vom 14. April 2023, eingegangen am 17. April 2023, erstattete das Refe-
rat für Nachhaltigkeit, Umwelt, Klima und Gesundheit der Stadt Augsburg Strafanzeige 
bei der Staatsanwaltschaft Augsburg gegen acht Mitarbeiter des Bestattungsdienstes 
der Stadt Augsburg.

Gegenstand der Ermittlungen waren Vorwürfe der Untreue und des Betruges.

Im Verlauf der Ermittlungen ergab sich gegen insgesamt 21 Beschäftigte des Be-
stattungsdienstes und weiterer Stellen der Stadt Augsburg ein strafrechtlicher An-
fangsverdacht (§ 152 Abs. 2 Strafprozessordnung – StPO) mit der Folge, dass diese 
als Beschuldigte erfasst wurden.

Die Staatsanwaltschaft Augsburg stellte das Verfahren gegen 18 Beschuldigte ge-
mäß § 170 Abs. 2 StPO ein, weil die Ermittlungen keinen hinreichenden Tatverdacht 
ergaben. Gegen drei Personen wurde Anklage erhoben. Das Amtsgericht Augsburg 
sprach die drei Angeklagten aus tatsächlichen Gründen frei, weil es nach Durchführung 
der Beweisaufnahme nicht sicher feststellen konnte, dass die Zahlung der Zuschläge 
unberechtigt erfolgt war.

3.		 Polizeilicher und staatsanwaltschaftlicher Einsatzaufwand

3.1	 Wie viele Polizeibeamte, Staatsanwälte bzw. sonstige Beschäftigte 
waren mit dem Ermittlungsverfahren im Zusammenhang mit dem 
städtischen Bestattungsdienst Augsburg befasst?

3.2	 Wie viele Arbeitsstunden bzw. Personentage entstanden bei Poli-
zei, Staatsanwaltschaft und sonstigen beteiligten Behörden im Zu-
sammenhang mit Ermittlungen, Auswertungen und Vorbereitung der 
Hauptverhandlung?

3.3	 Welche Personal-, Sach- und Verfahrenskosten entstanden dem 
Freistaat Bayern durch Ermittlungen, Anklageerhebung, Hauptver-
handlung und sonstige Verfahrensschritte?

Die Fragen zu 3.1 bis 3.3 werden zusammen beantwortet.

Nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft Augsburg war mit der Sachbearbeitung durch-
gehend ein Staatsanwalt befasst, wobei es bis zur Anklageerhebung personelle Wech-
sel gab. Zudem nahm ein weiterer Staatsanwalt die Sitzungsvertretung wahr. Daneben 
war eine Serviceeinheit mit dem Verfahren befasst.

Aufseiten der Polizei gab es ebenfalls eine sachbearbeitende Person. Am Vollzug der 
Durchsuchungsbeschlüsse waren zehn weitere Beamte der Kriminalpolizei beteiligt.

Die Bayerische Polizei erhebt für Amtshandlungen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach Art. 2 Polizeiaufgabengesetz (PAG) und damit zur Aufrechterhaltung der öffent-
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lichen Sicherheit und Ordnung vorgenommen werden, keine Kosten, soweit nichts an-
deres bestimmt ist, weshalb keine Aufzeichnungen bezüglich der angefallenen Einsatz-
kosten geführt wurden. Die entstandenen Einsatzkosten sind daher nicht bezifferbar.

Im Übrigen liegen keine statistischen Daten im Sinn der Fragestellung vor. Die Kosten 
des Strafverfahrens im Sinn von §§ 464 ff StPO wurden noch nicht festgesetzt.

Generell gilt: Strafrechtliche Ermittlungsverfahren sind nicht durch Wirtschaftlichkeits-
erwägungen bestimmt. Vielmehr richten sich strafrechtliche Ermittlungen nach dem 
Legalitätsprinzip (§ 152 Abs. 2 StPO) und den übrigen Bestimmungen der StPO, wobei 
Art und Umfang der Ermittlungstätigkeit von den Umständen des Einzelfalls abhängen.

4.		 Durchsuchungen, Beschlagnahmen und Beweissicherung

4.1	 Wie viele Wohnungs-, Büro-, Dienststellen-, Akten-, Datenträger- oder 
sonstige Durchsuchungen wurden im Zusammenhang mit dem Ver-
fahren angeordnet oder durchgeführt?

4.2	 Welche Akten, Unterlagen, Datenträger, E-Mails, Zahlungsunterlagen, 
Dienstanweisungen, Protokolle oder sonstigen Beweismittel wurden 
sichergestellt oder beschlagnahmt?

4.3	 In wie vielen Fällen wurden elektronische Kommunikationsdaten, 
E-Mail-Verläufe, interne Vermerke oder sonstige digitale Unterlagen 
ausgewertet?

Die Fragen zu 4.1 bis 4.3 werden zusammen beantwortet.

Auf der Grundlage von Durchsuchungsbeschlüssen des Amtsgerichts Augsburg wurden 
die Arbeitsplätze von vier Beschuldigten und weitere Räumlichkeiten des Bestattungs-
dienstes und der Stadt Augsburg durchsucht.

Im Rahmen des Vollzugs der vorgenannten Beschlüsse wurden schriftliche Auf-
zeichnungen, E-Mail-Postfächer von Beschuldigten sowie eine Kopie eines Lauf-
werks sichergestellt. Eine genauere Benennung und Bezifferung wäre nur durch eine 
manuelle Einzelauswertung der Akten der Staatsanwaltschaft möglich. Auch unter 
Berücksichtigung der großen Bedeutung des parlamentarischen Fragerechts der Ab-
geordneten des Landtagswäre der hiermit verbundene Aufwand unvertretbar hoch.

5.		 Verwaltungsinterne Kenntnis und Verantwortungsstrukturen

5.1	 Welche Erkenntnisse lagen den Ermittlungsbehörden darüber vor, seit 
wann welche Dienststellen, Amtsleitungen, Referate oder sonstigen 
Führungsebenen der Stadt Augsburg Kenntnis von den streitgegen-
ständlichen Zuschlagszahlungen hatten?

5.2	 Inwiefern wurde im Ermittlungsverfahren geprüft, ob die streitgegen-
ständlichen Zahlungen mit Wissen, Billigung oder Duldung über-
geordneter städtischer Stellen erfolgten?
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5.3	 Inwiefern wurden mögliche Verantwortlichkeiten von Amtsleitungen, 
Referatsleitungen oder sonstigen Vorgesetzten im Zusammenhang 
mit Anweisung, Duldung, Fortführung oder fehlender Unterbindung 
der Zuschlagszahlungen geprüft?

6.		 Rolle früherer Prüfungen und Kontrollhinweise

6.1	 Welche Rolle spielte nach Kenntnis der Staatsregierung die turnus-
gemäße Prüfung durch den Bayerischen Kommunalen Prüfungsver-
band im Jahr 2018 für die Einleitung oder Bewertung des späteren 
Ermittlungsverfahrens?

6.2	 Welche weiteren Prüfberichte, internen Kontrollhinweise, Revisions-
berichte, Haushaltsunterlagen oder sonstigen Dokumente wurden 
im Ermittlungsverfahren beigezogen?

6.3	 Inwiefern wurde geprüft, ob nach Hinweisen auf fehlende oder un-
zureichende Rechtsgrundlagen für die Zuschlagszahlungen aus-
reichende verwaltungsinterne Maßnahmen zur Klärung, Änderung 
oder Beendigung der Zahlungen ergriffen wurden?

Die Fragen 5.1 bis 6.3 werden zusammen beantwortet.

Nach den Erkenntnissen der Staatsanwaltschaft beanstandete der Bayerische Kommu-
nale Prüfungsverband mit Bericht vom 17. Dezember 2018 gegenüber der Stadt Augs-
burg eine unzutreffende Abrechnung der Erschwerniszuschläge. Die Feststellungen 
des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes führten zu einer Prüfung durch 
das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Augsburg. Als sich im Rahmen dessen heraus-
stellte, dass die bisherige Praxis nicht eingestellt worden war, wurde die verfahrens-
auslösende Strafanzeige erstattet.

Im Ermittlungsverfahren lagen neben Auszügen des Berichts des Bayerischen Kom-
munalen Prüfungsverbandes der Prüfungsbericht des Rechnungsprüfungsamtes der 
Stadt Augsburg sowie Vollzugsmitteilungen hierzu vor. Im Rahmen der Ermittlungen 
wurden der Sachverhalt und die strafrechtliche Verantwortlichkeit von Mitarbeitern 
des Bestattungsdienstes und weiterer Beschäftigter der Stadt Augsburg umfassend 
geprüft. Auf die Antwort zu den Fragen zu 2.1 bis 2.3 wird Bezug genommen.

7.		  Verhältnismäßigkeit, Belastung der Beschuldigten und gerichtliche 
Kritik

7.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, welche 
Belastungen für die Beschuldigten durch Ermittlungsverfahren, An-
klageerhebung und Hauptverhandlung entstanden sind?

7.2	 Wie bewertet die Staatsregierung den Umstand, dass nach Medienbe-
richten am Ende auch die Staatsanwaltschaft Freispruch beantragte, 
nachdem zuvor Anklage erhoben worden war?
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7.3	 Welche Konsequenzen zieht die Staatsregierung aus gerichtlicher 
oder verfahrensbezogener Kritik daran, dass möglicherweise nach-
geordnete Mitarbeiter strafrechtlich verfolgt wurden, obwohl Ver-
antwortungs- und Entscheidungsfragen auf übergeordneten Ver-
waltungsebenen lagen?

Die Fragen 7.1 bis 7.3 werden zusammen beantwortet.

Die Staatsanwaltschaft ist nach dem Legalitätsprinzip (§ 152 Abs. 2 StPO) verpflichtet, 
Ermittlungen einzuleiten und den Sachverhalt aufzuklären, wenn ihr zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte für verfolgbare Straftaten bekannt werden. Ob sie nach Ab-
schluss der Ermittlungen das Verfahren einstellt oder die öffentliche Klage erhebt, 
richtet sich nach dem Ermittlungsergebnis des Einzelfalls. Gemäß § 170 Abs. 2 StPO 
müssen Verfahren eingestellt werden, wenn die Ermittlungen keinen hinreichenden 
Tatverdacht ergeben haben.

Voraussetzung für die Anklageerhebung ist ein hinreichender Tatverdacht, also eine 
nach Abschluss der Ermittlungen nach dem gesamten Akteninhalt zu prognostizierende 
überwiegende Verurteilungswahrscheinlichkeit (§ 170 Abs. 1 StPO). Dasselbe gilt für 
die Entscheidung des Gerichts über die Eröffnung des Hauptverfahrens (§ 203 StPO). 
Eine Verurteilung kommt hingegen nur dann in Betracht, wenn nach Durchführung 
der Hauptverhandlung keine begründeten Zweifel an der Schuld des Angeklagten 
verbleiben. Verbleiben Zweifel, hat das Gericht den Angeklagten freizusprechen. Die 
Staatsanwaltschaft unterzieht das Ergebnis der Hauptverhandlung ebenfalls einer um-
fassenden Würdigung und beantragt Freispruch, wenn sie die Schuld des Angeklagten 
nicht für erwiesen hält (vgl. Nr. 138, 139 RiStBV).

Weiter gehende Erkenntnisse im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor.

8.		 Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich zu ähnlichen Verfahren 
gegen Stadtverwaltungen

8.1	 In wie vielen vergleichbaren Ermittlungs- oder Strafverfahren wegen 
Untreue, Haushaltsuntreue, Vorteilsgewährung, fehlerhafter Zah-
lungen, unzulässiger Zulagen oder sonstiger Vermögensdelikte im 
Zusammenhang mit Stadtverwaltungen oder kommunalen Betrieben 
war die Staatsanwaltschaft Augsburg seit dem Jahr 2000 zuständig?

8.2	 Wie viele dieser vergleichbaren Verfahren der Staatsanwaltschaft 
Augsburg führten jeweils zu Einstellungen, Strafbefehlen, Anklagen, 
Hauptverhandlungen, Verurteilungen oder Freisprüchen?

8.3	 Wie stellt sich der Einsatz von Durchsuchungen, Beschlagnahmen, 
Datenträgerauswertungen, Anklageerhebungen und Freispruchsan-
trägen durch die Staatsanwaltschaft Augsburg im vorliegenden Ver-
fahren zum städtischen Bestattungsdienst Augsburg im Vergleich 
zu den in Frage 8.1 erfassten vergleichbaren Verfahren dar?

Die Fragen 8.1 bis 8.3 werden zusammen beantwortet.

Statistische Daten im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Eine Erhebung der Daten 
wäre nur durch eine manuelle Einzelauswertung des Aktenbestandes der Staats-
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anwaltschaft Augsburg möglich. Auch unter Berücksichtigung der großen Bedeutung 
des parlamentarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtagswäre der hiermit 
verbundene Aufwand unvertretbar hoch.

Ergänzend wird hinsichtlich Gegenstand und Zweck der nach bundeseinheitlichen 
Kriterien abgestimmten Justizgeschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StA-
Statistik) auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 auf die 
Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 20. Februar 2026 
betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, Verhältnis-
mäßigkeit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle Aufsicht“ 
Bezug genommen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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